
Vorteilsausgleich bei Wandlung und Ersatzlieferung
Hinsichtlich des Vorteilsausgleichs bei Wandlung und 
Ersatzlieferung kommt Jablonowski zu unterschiedli­
chen Ergebnissen. Er stellt für die Wandlung fest, daß 
die Parteien so gestellt sein sollen, „als habe das Ver­
tragsverhältnis überhaupt nicht bestanden“ (S. 578). 
Daraus zieht er die Schlußfolgerung, daß als Vorteils­
ausgleich die tatsächliche Wertminderung im Zeit­
punkt der Wandlung anzunehmen ist und für die Wei­
terbenutzung nach vollzogener Wandlung mietrechtli­
che Vergütungsgrundsätze anzuwenden sind. Dagegen 
erkennt er einen Vorteilsausgleich für den Fall der Er­
satzlieferung nicht an./l/
Diese unterschiedliche Betrachtungsweise kann nicht 
überzeugen. In beiden Fällen war der Verkäufer in der 
Regel trotz Unterstützung durch Hersteller oder Im­
porteur unfähig, im Wege der Nachbesserung den Man­
gel mit zumutbarem Zeitaufwand und vertretbarem 
Ergebnis zu beheben. Es liegt offensichtlich eine be­
sonders grobe Fehlleistung in der Produktion bzw. im 
Service vor, so daß sich der Käufer gezwungen sah, 
vom Wandlungsrecht nach § 462 BGB oder vom Recht 
auf Ersatzlieferung nach § 480 BGB Gebrauch zu ma­
chen. Dabei wird erfahrungsgemäß dem Wandlungsbe­
gehren eine noch größere Enttäuschung des Käufers 
zugrunde liegen als der Forderung auf Ersatzlieferung, 
weil er nicht nur das Vertrauen in die Qualität des 
von ihm gekauften Kraftfahrzeugs, sondern in den ge­
samten Typ verloren hat.
Es ist daher unter diesem Gesichtspunkt nicht einzu­
sehen, daß der Käufer hinsichtlich des Vorteilsaus­
gleichs bei der Wandlung strenger behandelt werden 
soll als bei der Ersatzlieferung. Alle Argumente, die 
Jablonowski für die Ablehnung des Vorteilsausgleichs 
bei der Ersatzlieferung anführt, gelten für den Fall der 
Wandlung in gleichem Maße. Dagegen fehlt eine Aus­
einandersetzung mit der Tatsache, daß § 480 Abs. 1 
Satz 2 BGB hinsichtlich der Konsequenzen der Ersatz­
lieferung ausdrücklich auf § 467 Satz 1 BGB Bezug 
nimmt und Ersatzlieferung und Wandlung insofern 
gleichstellt.
Deshalb ist ü. E. der Vorteilsausgleich bei Wandlung 
und Ersatzlieferung einheitlich zu behandeln. Beiden 
Ansprüchen liegen derartige Fehlleistungen in der Ver­
tragserfüllung zugrunde, daß die von der Rechtsord­
nung gegebenen erzieherischen Mittel gegenüber den 
verantwortlichen Betriebsköllektiven besonders konse­
quent auszuschöpfen sind. Andererseits ist es das er­
klärte Anliegen der rechtlichen Bestimmungen, das 
Interesse des Käufers an einer zumutbaren Mängelbe­
hebung durch Nachbesserung zu stimulieren.^/
Vor allem unter diesem Gesichtspunkt kommt dem

fl/ Daß eine die normale Abnutzung übersteigende Wertmin­
derung als ausgleichspflichtig angesehen wird, kann hier außer 
Betracht bleiben, weil die Rechtsgrundlage dafür außerhalb 
der Gewährleistungsrechte liegt.
/2/ Vgl. АО über die Behandlung von Kundenreklamationen 
vom 20. Mai 1966 (GBl. II S. 386).

Vorteilsausgleich bei Wandlung oder Ersatzlieferung 
besondere Bedeutung zu. ’Dagegen dürfen die finan­
ziellen Auswirkungen auf den Käufer einerseits, Han­
del und Industrie oder Importeur andererseits nicht 
überschätzt werden, weil die Zahl der Wandlungs- oder 
Ersatzlieferungsfälle niedrig ist und die errechneten 
Ausgleichsbeträge im Verhältnis zum Kaufpreis gering 
sind. Jablonowski führt zutreffend aus, daß es Fälle 
in der Auswahl eines Gewährleistungsanspruchs gibt, 
die, „wie die Praxis beweist, bis zum Rechtsmißbrauch 
führen“ (S. 578). Es ist das Anliegen des Vorteilsaus­
gleichs, einem solchen Fehlverhalten zu begegnen.
Bei der Ersatzlieferung erhält der Berechtigte ein neues 
Fahrzeug, für das eine neue Garantiefrist besteht. Daß 
durch die berechtigte bestimmungsgemäße Nutzung bis 
zum Vollzug der Wandlung ein Verschleiß eingetre­
ten ist, bleibt unberücksichtigt. Schloß die Art des De­
fekts die Nutzung aus, so konnte auch keine ausgleichs­
fähige Verwendung eintreten. Dagegen verlängert sich 
beim nachgebesserten Fahrzeug nur die Garantiefrist 
um den für die Mangelbeseitigung benötigten Zeitraum. 
Die normale Abnutzung geht zu Lasten des Käufers. 
Das Fahrzeug bleibt ein gebrauchtes. Die unterschied­
liche wirtschaftliche Lage wird deutlich, wenn man die 
zulässigen Weiterverkaufspreise gegenüberstellt.
Diese Besserstellung des Käufers, der die Ersatzliefe­
rung durchsetzt, ist nicht geeignet, die Nachbesserung, 
der im Rahmen des Zumutbaren ein bestimmter Vor­
rang unter den Käuferrechten eingeräumt wird/З/, im 
Handel mit Personenkraftwagen attraktiv werden zu 
lassen. In Übereinstimmung mit dem geltenden Recht 
muß daher der Vorteilsausgleich auch bei der in der 
Praxis wesentlich bedeutsameren Ersatzlieferung zu­
gelassen werden. Damit werden Motive ausgeschlossen, 
die ungerechtfertigt zur Ablehnung einer zumutbaren 
Nachbesserung führen. Die Anerkennung des Vorteils­
ausgleichs auch bei der Ersatzlieferung entspricht dem 
Grundsatz, daß die Äquivalenz der Ware-Geld-Bewe- 
gung hergestellt und eine unbegründete Besserstellung 
des Käufers im Falle der Ersatzlieferung vermieden 
wird. Solche Erwägungen liegen z. B. auch dem versi­
cherungsrechtlichen Prinzip des Abzugs „neu für alt“ 
zugrunde, der Ausfluß des in § 249 BGB fixierten Scha­
denersatzbegriffs ist.
Bei der Bemessung des Vorteilsausgleichs sollte von den 
von Jablonowski vertretenen Gesichtspunkten ausge­
gangen und die effektive Wertminderung festgesetzt 
werden. Da der Verkauf des vom Verkäufer zurückge­
nommenen Fahrzeugs ohnehin eine amtliche Taxur- 
kunde/4/ voraussetzt, entstehen den Beteiligten keine 
zusätzlichen Kosten. Dabei würden auch unsachgemä­
ßer Gebrauch oder Nachlässigkeit in der Fahrzeug­
pflege Berücksichtigung finden.

/3/ So auch Klinkert, „Einige Probleme bei der Durchsetzung 
von Käuferrechten“, NJ 1969 S. 304 ff.
/4/ Vgl. PreisAO Nr. 422/2 — Gebrauchte, Kraftfahrzeuge 
Kraftfahrzeuganhänger und Beiwagen — vom 20. Mai 1965 
(GBl. II S. 377).
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Die Befreiung von den Folgen der Fristversäumnis

Betrachtet man die im gegenwärtigen Arbeitsentwurf 
für ein Gesetz über das gerichtliche Verfahren in Zi­
vil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen vorgesehene 
Regelung der Befreiung von den Folgen einer Frist­
versäumnis, so ist augenfällig, daß an die Stelle der

bisher üblichen absolut objektiven Befreiungskriterien 
solche mit subjektiven Merkmalen gesetzt werden sol­
len.
Nach der geltenden ZPO ist mit Ausnahme des in § 233 
Abs. 2 geregelten Falles eine Wiedereinsetzung in den
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